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n Meinungen der Leser

Frage der Demokratie
BETRIFFT: Coronavirus

Füreinander eintreten oder 
gegeneinander aufhetzen: 
Diese persönliche Entschei-
dung hat immer auch politi-
sche Konsequenzen und posi-
tioniert sich auf dem politi-
schen Glatteis zwischen De-
mokratieverteidigung und 
Diktaturannäherung.
 Zum Beispiel die Debatte  
»Grundrecht auf Gleichheit 
bei der ärztlichen Versor-
gung« versus »wer sich nicht 
impfen lassen will, soll auch 
kein Intensivbett mehr be-
kommen!«. Grundrechte für 
alle versus Grundrechteent-
zug »je nachdem«? Wohin die 
jeweilige Position führt, und 
wie wenig selbstverständlich 
demokratische Grundrechte 
sind, kann man zur Zeit mit-
erleben im US-Drama Biden 
versus Trump. Die gute Nach-
richt für alle, die gern ihren 

Nächsten vorschreiben wol-
len, ob sie sich impfen lassen 
oder nicht, und das dann 
durch Grundrechtsentzug 
kontrollieren möchten: Wenn 
der Corona-Impfstoff so ef-
fektiv ist, wie man es sich er-
hofft, dann werden die ge-
impften Menschen die drin-
gend benötigten Intensivbet-
ten sowieso nicht mehr 
belegen und können sie ganz 
getrost den schwerkranken 
Menschen überlassen. 
Statt Feindbilder zu schaffen, 
können sie darüber nachden-
ken, wie sehr unsere Demo-
kratie davon abhängt, dass 
unsere demokratischen 
Grundrechte für alle von allen 
und unter allen Umständen 
verteidigt werden. 

Elisabeth Marsh  
Freudenstadt-Dietersweiler

Kern nicht verstanden
BETRIFFT: Ärger um schwarze Krippenfigur in Ulm

Welch eine Aufregung verur-
sacht die Melchior-Figur der 
evangelischen Münsterge-
meinde in Ulm. Jetzt zum 
Dreikönigsfest gibt es dort 
tatsächlich Gemeinden, die 
auf die Ergänzung ihrer Krip-
pe durch die Dreikönige ver-
zichten. 
Dabei wird noch empfohlen, 
vom Matthäusevangelium auf 
das Lukasevangelium umzu-
steigen, weil dort die Dreikö-
nige nicht vorkommen. Auch 
bei den Sternsingern, so hört 

man, soll die schwarze Farbe 
nicht mehr verwendet wer-
den. Alles im Zuge der Rassis-
mus-Debatte. 
Zugegeben die Ulmer Figur ist 
dem Künstler nicht gerade gut 
gelungen. Hieraus ein Exem-
pel über Rassismus zu statuie-
ren,  beweist aber, dass man 
den Kern dieser Geschichte 
nicht versteht, oder nicht ver-
stehen will. 

Hansjörg Vögele 
Seelbach

Wie die Lemminge
BETRIFFT: »Ausflügler strömen  in den Schwarzwald« vom 
28. Dezember auf der Seite Baden-Württemberg

Mit diesem grenzenlosen 
Egoismus sägen die Menschen 
sich den eigenen Ast ab, auf 
dem sie sitzen. Wenn es noch 
eines weiteren Beweises für 
die Verdummung der Massen 
bedurft hätte, hier wurde er 
endlich erbracht.  Nur die 
Lemminge laufen zwanghaft 
in den Selbstmord, wenn ihr 
Volk zu groß wird. So glaube 

ich doch langsam, wir stam-
men von den Lemmingen ab. 
Die Strafen für dieses dumme 
Fehlverhalten können nicht 
hoch genug sein. Diese Ein-
nahmen sollten denen zur 
Verfügung gestellt werden, 
welche unter so einer Rück-
sichtslosigkeit leiden. 

Armin Schiller | Schliengen

Nicht mit der Brechstange
BETRIFFT: Errichtung von Windrädern

Die Grünen wollen im landes-
eigenen Staatswald Baden-
Württemberg 2000 Windrä-
der errichten. Dazu müssten 
vermutlich rund 2000 Hektar 
Wald gerodet werden. Hinzu 
könnten auch noch Flächen 
für Wegbaumaßnahmen kom-
men, um die Anlagen an ihre 
Standorte zu bringen. 
Ursprünglich hatten die Grü-
nen auch den Natur- und Ar-
tenschutz auf ihre Fahnen ge-
schrieben. Angesichts dieser 
2000 geplanten Anlagen kann 
da wohl nicht mehr viel davon 
übrig sein.
Ich bin durchaus für den Aus-
stieg aus der Atom- und Koh-
lekraft. Windräder und Solar-
anlagen ja, aber nicht mit der 
Brechstange. Wenn wir mit 
der Energiewende das zerstö-
ren, was wir eigentlich erhal-
ten wollen, eine lebenswerte, 
intakte Umwelt, dann läuft et-

was falsch. Ständig werden 
neue Windräder gefordert, 
obwohl wir noch nicht einmal 
die volle Leistung der vorhan-
denen Anlagen nutzen kön-
nen. So müssen immer wieder 
Anlagen abgeschaltet werden, 
weil die Stromnetze überlas-
tet sind. Stehende Windräder 
bei bestem Wind sind leider 
an der Tagesordnung.

Bernhard Scherer
St. Georgen

Windrad Foto: Stratenschulte

Für viel Geld hat die Stadt 
Freiburg für ihr Ausgeh-
viertel Videokameras an-
geschafft. Doch erst ver-
hinderten technische 
Probleme den Start, dann 
der Lockdown. Derweil ist 
wieder eine Gewalttat 
passiert. 
n Von Eberhard Wein

Freiburg. Ali B. hat etwas zu 
feiern. Der libanesische 
Flüchtling ist beliebt, gilt als 
charmant, hilfsbereit und in-
tegriert, hat viele deutsche 
Freunde, seine Verkäuferlehre 
hat er erfolgreich abgeschlos-
sen. An diesem Tag Anfang 
Oktober hat er für seinen an-
derthalbjährigen Sohn das 
Umgangsrecht erstritten. Mit 
seinen beiden besten Kumpels 
zieht er ins Freiburger Bermu-
dadreieck, das so heißt, weil 
hier die Erstsemester abstür-
zen. Irgendwann trennt man 
sich. Eigentlich wollen alle 
nach Hause. Doch Ali B. 
kommt nie dort an. Gegen 
3.30 Uhr liegt er blutend auf 
der Straße. Zweimal ist ihm 
ein Messer in den Oberkörper 
gerammt worden. Er stirbt an 
den Stichverletzungen.

Der mutmaßliche Täter, ein 
23-jähriger Deutschlibanese, 
sitzt längst in Untersuchungs-
haft. Bis zur Anklageerhebung 
dauere es wohl noch sechs bis 
acht Wochen, sagt der Spre-
cher der Freiburger Staatsan-
waltschaft, Ralf Langenbach. 
Es fehle noch ein Gutachten.

Doch auch beim Tather-
gang gibt es noch Unklarhei-

ten. Auf den Bildern einer pri-
vaten Überwachungskamera 
sieht man, wie Ali B. mit drei 
Männern eine Bar betritt. 
Man sieht, wie sie in Streit ge-
raten und als letzte Gäste das 
Lokal verlassen. Was man 
nicht sieht, ist das, was auf 
der Straße passiert. Dabei 
hängt auch dort eine Überwa-
chungskamera. Allerdings 
war sie nicht eingeschaltet – 
so wie keine der insgesamt 16 
Kameras, die in den Straßen 
des Freiburger Ausgehviertels 
hängen.

Das sei »eine unendliche 
Geschichte«, sagt Bernhard 
Rotzinger und seufzt. Der 
CDU-Stadtrat muss es wissen. 
Schließlich war er bis zu sei-
ner Pensionierung vor zwei 
Jahren Freiburgs Polizeipräsi-
dent und maßgeblich an der 
Aushandlung einer Sicher-
heitspartnerschaft zwischen 
Stadt und Land beteiligt. Das 
Innenministerium sagte zu-
sätzliche Polizeikräfte zu. Die 
Stadt versprach im Gegenzug, 
einen eigenen Ordnungs-
dienst aufzubauen und in die 
Videoüberwachung an den 
Kriminalitätsschwerpunkten 
zu investieren.

Schon seit Jahren belegte 
Freiburg in der Kriminalitäts-
statistik des Landes den un-
rühmlichen ersten Platz. 
Doch lange geschah nicht 
viel. Das änderte sich erst, als 
im Herbst 2016 kurz hinterei-
nander in Freiburg und im 20 
Kilometer entfernten Endin-
gen (Kreis Emmendingen) 
eine Studentin und eine Jog-
gerin ermordet wurden. Plötz-
lich war das Sicherheitsgefühl 
ein anderes. »Junge Frauen 

aus linken WGs haben drin-
gend nach mehr Sicherheit 
gerufen«, erinnert sich Rotzin-
ger. »Da endete plötzlich alle 
Ideologie.«

Die zusätzlichen Polizei-
kräfte kamen, doch die Instal-
lation der Videoüberwa-
chung, für die der Gemeinde-
rat immerhin eine halbe Mil-
lion Euro bereitstellte, zog 
sich hin. Technische Proble-
me verzögerten das Projekt. 
Erst sollte 2018, dann 2019 
mit der Überwachung begon-
nen werden. Man habe verab-
redet, dass das Polizeipräsi-
dium die entsprechende An-
ordnung zur Inbetriebnahme 
zum Jahresbeginn 2020 ertei-
len werde, hieß es schließlich.

Freunde von Ali B. haben 
derweil Geld für die 
Überführung seines 
Leichnams in den 
Libanon gesammelt

Dann kamen Corona und der 
Lockdown, der im Frühjahr 
auch die Freiburger Innen-
stadt leerte. Zwar gebe es 
noch keine offiziellen Zahlen, 
doch zeichne sich ab, dass die 
Fälle der registrierten Stra-
ßenkriminalität im Vergleich 
zum Vorjahr deutlich abge-
nommen hätten, heißt es aus 
dem Polizeipräsidium. »Der-
zeit gehen wir davon aus, 
dass die Voraussetzungen für 
einen Kriminalitätsbrenn-
punkt im Bereich der instal-
lierten Kameras nicht gege-
ben sind.«

Dass dies für seinen Nach-
folger im Polizeipräsidium 
ein Problem ist, sieht auch 

Rotzinger. Er kennt Freiburg. 
Die Anordnung werde kaum 
geschrieben sein, da werde 
sie schon bei den Verwal-
tungsgerichten liegen, ist er 
überzeugt. Deshalb müsse sie 
rechtssicher sein.

Allerdings war auch in Frei-
burg der Sommer durchaus 
turbulent. Die Straßen füllten 
sich schnell wieder, zudem 
entwickelte sich eine aggressi-
ve Stimmung.  Wenige Tage 
nach dem Tod von Ali B. war 
am nahen Bertholdsbrunnen 
ein junger Mann bei einer 
Messerstecherei lebensgefähr-
lich verletzt worden.

Trotzdem sinkt im links do-
minierten Gemeinderat die 
Begeisterung für die Video-
überwachung, je mehr die Er-
innerung an die beiden Ge-
walttaten vom Herbst 2016 
verblasst. Im Grunde sei man 
in ihrer Fraktion ganz froh, 
dass die Kameras noch nicht 
laufen, räumt die Grünen-
Fraktionssprecherin Maria 
Viethen ein. 

 Und auch die SPD als dritt-
stärkste Kraft steht dem Mittel 
kritisch gegenüber. Die meis-
ten Freiburger wüssten sowie-
so nicht so genau, ob die Ka-
meras liefen oder nicht, meint 
die Fraktionschefin Julia So-
phie Söhne. Vielleicht flößten 
sie aber auch so etwas Res-
pekt ein.

Wobei: Attrappen hätte 
man auch für weniger Geld 
bekommen können. Freunde 
von Ali B. haben derweil Geld 
für die Überführung seines 
Leichnams in den Libanon ge-
sammelt. Der 20-Jährige ist 
mittlerweile in seiner Heimat 
begraben worden.

»Big Brother« schaut nicht hin
Sicherheit | Ärger über ausbleibende Videoüberwachung / Erneute Gewalttat

Eine der nicht angeschalteten Überwachungskameras in der Freiburger Innenstadt Foto: Schocker

Pforzheim. Der frühere Por-
sche-Betriebsratschef und 
Europameister im Thaiboxen 
Uwe Hück will offenbar eine 
neue Partei gründen. »Ich zie-
he mich keinesfalls aus der 
Politik zurück«, sagte er am 
Donnerstag. Ohne weiter ins 
Detail gehen zu wollen, kün-
digte er eine Erklärung in den 
kommenden Tagen an. 
»Unsere jetzige Demokratie 
ist eine Demokratie der Par-
teien und keine der Bevölke-
rung«, kritisierte Hück. »Wir 
brauchen Bürgerparteien und 
keine Funktionärsparteien.« 
Der 58-Jährige hatte im De-
zember die SPD nach inter-
nem Zwist nach 40 Jahren 
verlassen. Er war immer wie-
der massiv mit Parteifreun-
den aneinandergeraten.

Hück läutet zur 
nächsten Runde

Karlsruhe. Der Naturpark 
Schwarzwald Mitte/Nord 
wächst um weitere 460 Quad-
ratkilometer. Mit einer Fläche 
von rund 4200 Quadratkilo-
metern ist er damit der größte 
Naturpark in Deutschland. 
Der bisherige Spitzenreiter in 
dieser Rubrik ist mit dem Na-
turpark Südschwarzwald qua-
si ein Nachbar. Die Erweite-
rung des Gebietes Mitte/Nord 
müsse nur noch amtlich ver-
kündet werden, teilte das Re-
gierungspräsidium Karlsruhe 
am Donnerstag mit.

Naturparks sollen dem Er-
halt und der Weiterentwick-
lung der Natur- und Kultur-
landschaft dienen. Neben 
Schutz von Tieren und Pflan-
zen geht es auch um nachhal-

tige regionale Entwicklung et-
wa im Tourismus, der Infra-
struktur und Umweltbildung. 

Nicht zu verwechseln sind 
Naturparks mit National-
parks, bei denen der Fokus 

ganz auf dem Naturschutz 
liegt. Der rund 100 Quadratki-
lometer große Nationalpark 
Schwarzwald beispielsweise 
ist Teil des deutlich größeren 
Naturparks Schwarzwald Mit-
te/Nord.

Neu aufgenommen oder 
nun mit der gesamten Gemar-
kung vertreten sind den An-
gaben nach unter anderem 
die Kommunen Aichhalden, 
Dunningen, Oberndorf, Sulz, 
Fluorn-Winzeln und Dorn-
han (alle Kreis Rottweil) so-
wie Haiterbach und Nagold 
im Kreis Calw. Ebenfalls ver-
treten ist nun Niefern-Öschel-
bronn im Enzkreis. Zudem  
darf sich künftig auch eine 
Teilfläche der Gemarkung 
Karlsruhe dazuzählen.

Nachbar im Norden zieht vorbei
Erweiterung | Naturpark Schwarzwald Mitte/Nord wird größer

Wanderung im Schwarz-
wald Foto: Kraufmann


